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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. BGB: Sperrfrist vor Einwilligung des Patienten 
Urteil vom 20.12.2022, Az: VI ZR 375/21  

2. EnWG: Einhaltung der Transparenzanforderungen 
Urteil vom 21.12.2022, Az: VIII ZR 200/20  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. BGB: Sperrfrist vor Einwilligung des Patienten 

Urteil vom 20.12.2022, Az: VI ZR 375/21 
a) In § 630e BGB sind die vom Senat entwickelten Grundsätze zur Selbstbestim-
mungsaufklärung kodifiziert worden. Diese Grundsätze gelten inhaltlich unverändert 
fort. 
 
b) § 630e Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BGB nimmt die bisherige Rechtsprechung auf, der zu-
folge der Patient vor dem beabsichtigten Eingriff so rechtzeitig aufgeklärt werden 
muss, dass er durch hinreichende Abwägung der für und gegen den Eingriff sprechen-
den Gründe seine Entscheidungsfreiheit und damit sein Selbstbestimmungsrecht in an-
gemessener Weise wahrnehmen kann. Die Bestimmung sieht keine vor der Einwilli-
gung einzuhaltende "Sperrfrist" vor, deren Nichteinhaltung zur Unwirksamkeit der 
Einwilligung führen würde; sie enthält kein Erfordernis, wonach zwischen Aufklärung 
und Einwilligung ein bestimmter Zeitraum liegen müsste. 
 
c) Zu welchem konkreten Zeitpunkt ein Patient nach ordnungsgemäßer - insbesondere 
rechtzeitiger - Aufklärung seine Entscheidung über die Erteilung oder Versagung sei-
ner Einwilligung trifft, ist seine Sache. Sieht er sich bereits nach dem Aufklärungsge-
spräch zu einer wohlüberlegten Entscheidung in der Lage, ist es sein gutes Recht, die 
Einwilligung sofort zu erteilen. Wünscht er dagegen noch eine Bedenkzeit, so kann 
von ihm grundsätzlich erwartet werden, dass er dies gegenüber dem Arzt zum Aus-
druck bringt und von der Erteilung einer - etwa im Anschluss an das Gespräch erbete-
nen - Einwilligung zunächst absieht. Eine andere Beurteilung ist - sofern medizinisch 
vertretbar - allerdings dann geboten, wenn für den Arzt erkennbare konkrete Anhalts-
punkte dafür gegeben sind, dass der Patient noch Zeit für seine Entscheidung benötigt. 
 
d) Die Einwilligung in den ärztlichen Eingriff ist kein Rechtsgeschäft, sondern eine 
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Gestattung oder Ermächtigung zur Vornahme tatsächlicher Handlungen, die in den 
Rechtskreis des Gestattenden eingreifen. Sie kann sich konkludent aus den Umständen 
und dem gesamten Verhalten des Patienten ergeben. 
 

  
2. EnWG: Einhaltung der Transparenzanforderungen 

Urteil vom 21.12.2022, Az: VIII ZR 200/20 
a) (Auch) Bei Gaslieferverträgen außerhalb der Grundversorgung hat der Energiever-
sorger für die Einhaltung der Transparenzanforderungen gemäß § 41 Abs. 3 Satz 1 
EnWG aF in der Unterrichtung des Haushaltskunden über eine beabsichtigte Preisän-
derung Anlass, Voraussetzungen und Umfang dieser Preisänderung mitzuteilen. Dabei 
sind nicht lediglich der bisherige und der neue Gesamtpreis anzugeben. Vielmehr sind 
- unter Berücksichtigung der Wertungen der für die Grundversorgung geltenden Rege-
lung in § 5 Abs. 2 Satz 2 Halbs. 2 , § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 GasGVV - derzeit die Ener-
giesteuer nach § 2 EnergieStG , die Konzessionsabgabe nach Maßgabe des § 4 Abs. 1 , 
2 KAV und die Kosten für den Erwerb von Emissionszertifikaten nach dem BEHG ge-
sondert auszuweisen und hinsichtlich der vor und nach der Preiserhöhung jeweils gel-
tenden Höhe gegenüberzustellen, sofern diese Kostenbelastungen nach dem Vertrag 
Bestandteil des vom Kunden zu zahlenden Gaspreises sind (Fortführung des Senatsur-
teils vom 6. Juni 2018 - VIII ZR 247/17 , NJW 2019, 58 [für die StromGVV]). 
 
b) Unterlässt der Energieversorger diese Informationen, kann er gemäß § 2 Abs. 1 U-
KlaG auf Unterlassung in Anspruch genommen werden. 
 
  

 

 


